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Dieser Beitrag will anhand der deutschen Familien-
berichte den Prozess nachzeichnen, in dem allmäh-
lich das öffentliche Nachdenken über Familie sei-
nen Fokus erweitert hat: Von der institutionellen
Selbstverständlichkeit von Familie über eine auf die
Familie allein fokussierte Familiensoziologie hin
zur Reflexion der Verfasstheit von Familie im Kon-
text einer funktional strukturierten Gesellschaft
und damit ihrer Beziehungen zu den übrigen Gesell-
schaftsbereichen; und schließlich zur wissenschaftli-
chen Analyse der Politik und ihres Bezugs auf Fami-
lie, zur Analyse der Handlungsmöglichkeiten und
Restriktionen dieser Politik.
Die Familienberichte der Bundesregierung sind die
repräsentativste Form des öffentlichen Nachden-
kens über „Familie“ in Deutschland. Ihre dialogi-
sche Struktur – die Bundesregierung nimmt Stellung
zur Ausarbeitung einer Kommission von Experten –
ist besonders geeignet, Konsense und Dissense auf
diesem ideologisch von Anfang an umstrittenen, je-
doch bis in jüngste Zeit nachrangigen Politikfeld
deutlich zu machen (vgl. Walter 1995).
Zu den Experten der Familienberichterstattung ge-
hörten bisher vor allem Statistiker, Soziologen,
Ökonomen, Pädagogen, Psychologen und Haus-
haltswissenschaftler; Juristen und Politikwissen-
schaftler wurden bisher kaum berufen. Soziologen
haben wiederholt eine die Problematik strukturie-
rende Rolle gespielt, so beim Zweiten, Fünften,
Sechsten und dem hier zur Diskussion stehenden
Siebten Familienbericht. Auf eine Repräsentanz bei-
der Geschlechter wurde von Anfang an Wert gelegt;
erstmals setzte sich im jüngsten Bericht die Kom-
mission mehrheitlich aus Frauen – und überdies
auch aus Soziologen – zusammen.
Betrachtet man die Familienberichte in ihrer zeitli-
chen Abfolge, so wird in den Berichten der Sachver-
ständigenkommission eine zunehmende Verwissen-
schaftlichung deutlich. Das äußert sich nicht nur in
den immer umfangreicheren Literaturverzeichnis-
sen, von 8 Seiten im Zweiten bis zu 35 Seiten im
Siebten Familienbericht! Auch die große Zahl von
in Auftrag gegebenen Expertisen und deren syste-
matische Verarbeitung erreichen im jüngsten Fami-
lienbericht eine neue Qualität.1 Im Folgenden soll
vor allem der analytische Fortschritt verdeutlicht
werden – bezogen auf die Frage, wie die Sachver-
ständigenkommission den Zusammenhang zwi-
schen sozialwissenschaftlichem Wissen und Famili-
enpolitik konstruiert.
Zeitlich und systematisch steht am Anfang der
Familienpolitik in der Bundesrepublik Art. 6 Abs. 1
des Grundgesetzes: „Ehe und Familie stehen unter
dem besonderen Schutze der staatlichen Ord-
nung“.2 Lange Zeit diente die „Werthaftigkeit“ von
Familie als zureichende Legitimation in familien-
politischen Diskursen. Mit dem Eindringen öko-
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zeit der Zweite Familienbericht der Bundesregierung Ge-
genstand einer mehrstimmigen Diskussion. Die Regie lag
damals in Händen von Franz-Xaver Kaufmann als ZfS-
Herausgeber. – Alle bloßen Seitenangaben des Weiteren
beziehen sich auf den Siebten Familienbericht von 2006.
1 Ein Teil der Expertisen ist veröffentlicht in Bertram et al.
2006.
2 Zur familienpolitisch relevanten Auslegung dieser Ver-
fassungsnorm vgl. Pechstein 1994, Kirchhof 2004.
nomischer und soziologischer Begriffe und Argu-
mentationen in die öffentliche Familienrhetorik
rückten familienpolitische Argumentationen jedoch
zunehmend aus normativen in pragmatische Kon-
texte. Hierzu haben die von der Bundesregierung
aufgrund eines Parlamentsbeschlusses in Auftrag
gegebenen Familienberichte nachhaltig beigetragen.
Dabei wird die verfassungsmäßig verankerte Wert-
haftigkeit und Schutzbedürftigkeit von Familie
nicht negiert, aber als im Lichte konkreter Umstän-
de als interpretationsbedürftig behandelt.
I. Das Thema des ersten von einer Sachverständi-
genkommission erstellten Familienberichts3 Familie
und Sozialisation nahm schon im Titel einen da-
mals noch jungen sozialwissenschaftlichen Begriff
auf. Die unter der Federführung des Soziologen
Friedhelm Neidhardt stehende, ansonsten aber
mehrheitlich aus Pädagogen bestehende Kommis-
sion erhielt den Auftrag, die damals politisch bri-
sante Frage nach „Leistungen und Leistungsgrenzen
der Familie hinsichtlich des Erziehungs- und Bil-
dungsprozesses der jüngeren Generation“ zu klären
und daraus „Schlussfolgerungen für die praktische
Familienpolitik“ ziehen (BMJFG 1975: 11). Eine
damals verbreitete soziologische Interpretation
führte die „Vererbung sozialer Ungleichheit“ vor al-
lem auf schichtspezifische Unterschiede der familiä-
ren Sozialisationsbedingungen zurück, und dement-
sprechend erhofften sich viele, vor allem der
sozialliberalen Koalition Nahestehende von einem
Ausbau familienergänzender Erziehungseinrichtun-
gen eine Angleichung der Bildungs- und Lebens-
chancen.
Die Sachverständigenkommission formulierte die
politische Frage in die wissenschaftliche nach der
Rolle der Familie im kindlichen Sozialisationspro-
zess um und formulierte „Sozialisationsziele“ als
heuristisches Raster zur Ermittlung von Wirkungen
familialer Lebenslagen, elterlicher Erziehungsleis-
tungen und politischer Maßnahmen mit Bezug auf
die kindliche Entwicklung. Die differenzierte Dar-
stellung des Forschungsstandes mit Bezug auf den
Einfluss binnenfamilialer Bedingungen blieb jedoch
ziemlich unvermittelt im Hinblick auf die Erörte-
rung der familienpolitischen Maßnahmen. Als
„Schwerpunkte der Familienpolitik“ wurden die
„erweiterte Partizipation von Familien an außerfa-
milialen Gruppen und öffentlichen Einrichtungen“,
der Abbau der „gesellschaftlichen Zwänge hinsicht-
lich der Rolle der Frau“ und der „schrittweise Ab-
bau der sozialen Schichtung“ genannt (BMJFG
1975: 135). Die Zuordnung der zunächst in den Di-
mensionen „materielle Sicherung“, „Wohnungs-
und Siedlungspolitik“, „pädagogisch-soziale Ein-
wirkungen auf das familiale Erziehungsmilieu“ und
„familienergänzende und -ersetzende Institutionen“
systematisierten politischen Maßnahmen zu den ge-
nannten Zieldimensionen bzw. „Schwerpunkten“
entbehrte vertiefter Begründungen, wobei die Kom-
mission zu Recht auf das Fehlen empirischer Wir-
kungsanalysen hinwies. Aber auch analytisch blieb
der gesellschaftliche Zusammenhang zwischen Poli-
tik und Familie noch unterbelichtet, auch wenn sich
die Kommission bereits um eine sozialwissenschaft-
liche Begründung familienpolitischer Erörterungen
bemühte. ,Familie‘ blieb hier ein selbstverständli-
cher, vorgegebener Bereich, der im Wesentlichen
mit Bezug auf seine Sozialisationsleistungen und de-
ren Bedingungen dargestellt wird. Mit Bezug auf
die Politik wurde bereits auf die Fragmentierung
der familienpolitischen Kompetenzen hingewiesen,
ihre Einwirkungsmöglichkeiten wurden dagegen
nur punktuell über die Erörterung von Einzelmaß-
nahmen angesprochen.
Dem Bewusstsein der Verwaltungspraktiker, welche
die Stellungnahme der Bundesregierung vorbereitet
haben, war der Zweite Familienbericht allerdings
meilenweit voraus (vgl. Kaufmann 1976). Er löste
seinerzeit vielfältige Diskussionen aus. Seine dauer-
hafte Wirkung ist vor allem mit Bezug auf einen
wachsenden Konsens hinsichtlich „demokratiever-
träglicher“ Sozialisationsziele und einer funktiona-
len Legitimation der damals umstrittenen Familien-
erziehung erkennbar, woraus ein öffentliches
Interesse an der Unterstützung von Familien, aber
auch der Ausbau öffentlicher Bildungseinrichtun-
gen abgeleitet wurde.
II. Die Formulierung des Auftrags an die Sachver-
ständigenkommission für den Dritten Familien-
bericht lässt bereits Ansätze zu einer sozialwissen-
schaftlichen Reflexion erkennen: „Im Kern des
Dritten Familienberichts sollen schwerpunktmäßig
bestimmte Grundfunktionen (Aufgaben) der Fami-
lien in unserer Gesellschaft, die zugleich als Bezugs-
punkte für staatliches Handeln auf dem familien-
politischen Feld anzusehen sind, analysiert werden“
(BMFJG 1979: 23). Ergänzend zur „Sozialisations-
funktion“, die bereits Gegenstand des Zweiten Fa-
milienberichts gewesen war, erörterte die Kommis-
sion zentral die „Reproduktionsfunktion“, die
„Haushaltfunktion“ und die „Platzierungsfunk-
tion“ der Familie, ohne dass allerdings die Implika-
tionen einer funktionalen Analyse deutlich würden,
denn offensichtlich haben diese „Funktionen“ un-
terschiedliche Systemreferenzen.
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Das wesentliche Verdienst dieses Berichts besteht in
einer bis dahin nicht verfügbaren differenzierten
statistischen Darstellung des familialen Bereichs in
der damaligen Bundesrepublik, dies unter Ein-
schluss der demographischen, sozio-ökonomischen,
schichtungsorientierten und an den spezifischen
Problemen der ausländischen Familien orientierten
Perspektiven. Darüber hinaus enthält er erste An-
sätze zur empirischen Wirkungsanalyse familien-
politischer, insbesondere wohnungspolitischer Maß-
nahmen. Während der Zweite Familienbericht
bereits die Rollenkonflikte junger Mütter zwischen
Familie und Beruf deutlich machte, lässt der Dritte
Familienbericht eine deutliche Option für die För-
derung der Einverdienerfamilie erkennen. Die Emp-
fehlungen sind deutlich konkreter als im Zweiten
Familienbericht; dieser erscheint in analytischer
Hinsicht allerdings wesentlich reflektierter.
Die zentralen Aussagen des Berichts beziehen sich
auf die Bedeutung der Familie für die Bevölkerungs-
entwicklung, also auf die „Reproduktionsfunk-
tion“; demzufolge forderte die Kommission ab-
schließend ein „Bekenntnis zur Notwendigkeit von
Bevölkerungspolitik“ (BMFJG 1979: 73). Diese
Forderung erzeugte wie auch der Bericht im Ganzen
nur eine geringe Resonanz und Fernwirkung.
III. Der Fünfte Familienbericht der Bundesregie-
rung stand im Zeichen der Wiedervereinigung; er
sollte „den unterschiedlichen Lebensgeschichten
und Lebenslagen von Familien in den alten und
neuen Bundesländern besondere Aufmerksamkeit“
schenken (BMFuS 1994: 16). Erstmals nahm er
auch „die größere Vielfalt der Lebensformen und
Lebensstile“ sowie die sich unter jüngeren Erwach-
senen ausbreitende Kinderlosigkeit in den Blick und
sah darin eine Folge schwindender Beschäftigungs-
sicherheit und sich verändernder Geschlechterver-
hältnisse.
Im vorliegenden Zusammenhang interessiert vor al-
lem die gesellschaftstheoretisch fundierte Neu-
begründung von Familienpolitik. Unter Aufnahme
differenzierungstheoretischer Argumentationen wird
die grundsätzliche „Indifferenz“ gesellschaftlicher
Teilsysteme gegenüber der Frage hervorgehoben,
ob Individuen Elternverantwortung übernehmen
oder nicht. Familien sehen sich daher mit einer
„strukturellen Rücksichtslosigkeit“ der wirtschaft-
lichen, rechtlichen und politischen Verhältnisse
konfrontiert: „Es sind die gesellschaftlichen Struk-
turen, welche primär die Benachteiligung der Fami-
lien bedingen. … Diese Privatisierung der Elternver-
antwortung bringt jedoch den Kinderlosen im
Regelfall Konkurrenzvorteile“ (BMFuS 1994: 22).
Gleichzeitig erbringen die Familien durch das Auf-
bringen des Nachwuchses Leistungen, auf die die
übrigen Teilsysteme angewiesen sind. Zusammen
mit dem Bildungs- und dem Gesundheitssystem er-
füllt das „Familiensystem“ die gesamtgesellschaftli-
che Funktion der Bildung und Erhaltung von „Hu-
manvermögen“.4 Unter Humanvermögen wird
dabei grundsätzlich die Gesamtheit der für Dritte
nutzbringenden individuellen Kompetenzen ver-
standen, und zwar nicht nur die „Fachkompeten-
zen“ (die in etwa dem ökonomischen Human-
kapitalbegriff entsprechen), sondern auch die
„Daseinskompetenzen“, wie „Beweglichkeit, Lern-
fähigkeit, Problembewusstsein, Selbständigkeit,
Verantwortungsbereitschaft, Kooperationsfähigkeit,
Konfliktfähigkeit, Denken in Zusammenhängen
und anderes mehr“ (BMFuS 1994: 243). Diese
Kompetenzen sind ersichtlich auch für die Leistun-
gen in anderen als Erwerbsrollen von Bedeutung.
Familienpolitik wird im Fünften Familienbericht
weder mit dem Eigenwert von Familie noch mit den
spezifischen Nutzen für die einzelnen Familien be-
gründet, sondern mit der Angewiesenheit der übri-
gen gesellschaftlichen Teilsysteme auf die Leistun-
gen des Familiensystems. Es geht ihm „um die
präventive Sicherung der Rahmenbedingungen, un-
ter denen sich Familien und damit das Humanver-
mögen in der Gesellschaft allein entfalten kön-
nen.“5 Aus dem Nachweis der zunehmenden
Schwierigkeiten und Nachteile der Familiengrün-
dung ergibt sich die Forderung, „Familienpolitik …
auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene als ge-
sellschaftliche Strukturpolitik und im Zusammen-
wirken mit den Tarifpartnern und den Trägern der
verschiedenen sozialen Dienstleistungen“ zu kon-
zipieren (BMFuS 1994: 33).
Diese wesentlich erweiterte Konzeption von Famili-
enpolitik hat in der Folge erhebliche, auch politi-
sche Resonanz gefunden. Es bleibe dahin gestellt,
inwieweit der Prioritätsgewinn von Familienpolitik
seit der Jahrtausendwende auch auf deren schlüssi-
gere sozialwissenschaftliche Begründung zurück-
zuführen ist.
IV. Der Siebte Familienbericht nun führt die famili-
enpolitische Reflexion ein erhebliches Stück weiter,
wie schon der Untertitel „Perspektiven für eine le-
benslaufbezogene Familienpolitik“ andeutet. Hatte
der Fünfte Familienbericht vor allem die makroso-
ziologischen Zusammenhänge zwischen „Familie“
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als gesellschaftlichem Teilsystem und den übrigen
Teilsystemen im Blick, so vertieft der hier zu bespre-
chende Bericht die familienpolitische Reflexion
durch eine stringentere Verknüpfung von makroso-
ziologischer und mikrosoziologischer Perspektive.
Ein zweiter neuer Impuls kommt aus der Einfüh-
rung des internationalen Vergleichs in die nationale
Familienberichterstattung.
Nach einer die spezifischen Akzente dieses Berichts
hervorhebenden Einleitung ist das erste Sachkapitel
dem internationalen Vergleich gewidmet. Das ist
auch in analytischer Hinsicht hilfreich, denn nun
werden Zusammenhänge zwischen den familien-
politischen „Regimen“ der einzelnen Länder und
der demografischen Entwicklung und dem Wandel
der Haushaltformen sowie der Partizipation am Ar-
beitsmarkt sichtbar. Deutlich wird die fehlende Ko-
härenz der deutschen Familienpolitik; selbst „die
jüngsten arbeitsmarkt- und familienpolitischen Re-
formen (folgen) keinem eindeutig erkennbaren bzw.
einheitlichen familialen Leitbild und sie sind nur in
geringem Umfang koordiniert“ (62).
Diese Inkohärenz hat im wesentlichen zwei Grün-
de: den nur zögerlichen und parteipolitisch um-
strittenen Wandel von einem traditionellen zu ei-
nem modernisierten Familienleitbild einerseits und
andererseits die Zersplitterung familienpolitischer
Kompetenzen zwischen unterschiedlichen Ressorts
des Bundes sowie zwischen Bund, Ländern und
Kommunen. Aufgrund der bisherigen Diskussions-
lage drängte sich aber auch kein integrierendes
Konzept für die Wirkungen der unterschiedlichen
Aktivitäten der Hoheitsträger für die Familien auf.
Am ehesten vermochte noch ein differenzierter Be-
griff der „Lebenslage“ die unterschiedlichen Wir-
kungsdimensionen politischer Maßnahmen abzu-
bilden, aber dies ist ein eher statisches Konzept, das
dem Wandel der privaten Haushalts- und Lebens-
formen auf der Makro- wie der Mikroebene noch
nicht gerecht wird. Hier nun setzt der vorliegende
Bericht ein, indem er anhand insbesondere skandi-
navischer Politikmuster verdeutlicht, „dass eine Fa-
milienpolitik, die sich als eine Zeit- und Lebenslauf-
politik begreift und davon ausgeht, dass nur durch
eine angemessene Kombination von Zeitpolitiken,
Infrastrukturpolitiken und finanziellen Transfers
mögliche demografische Effekte zu erwarten sind,
heute eine höhere Plausibilität hat … Im Gegensatz
zu jenen Ländern ist die deutsche Familienpolitik
bisher nicht von dem Gedanken geprägt gewesen,
Familienpolitik auch als eine Art Lebenslaufpolitik
zu interpretieren, sondern den Lebenslauf von jun-
gen Erwachsenen als quasi naturgegebenes Element
ihrer Politik zu betrachten“ (65). Hier wird also ei-
ne zuerst von Karl-Ulrich Mayer und Walter Müller
(1989) in die Diskussion gebrachte Idee durch-
geführt, dass die wohlfahrtsstaatlichen Gesetze und
Einrichtungen dazu beitragen, die Lebensläufe ver-
schiedener Bevölkerungsgruppen unterschiedlich zu
strukturieren.
Während dieser Zusammenhang zwischen staatli-
cher Politik und individuellen Lebensverläufen bei
Mayer und Müller eher in einem determinierenden
Sinne verstanden wurde, wird er nun in der Per-
spektive politischer Gestaltungsmöglichkeiten the-
matisiert: Politische Vorgaben können Veränderun-
gen des familialen Alltags bewirken, insbesondere
mit Bezug auf Zwänge und Optionen der Zeitver-
wendung. Damit wird nun das Verhältnis von Fa-
milie und Politik im Sinne eines potenziell wohltäti-
gen Zirkels konzeptualisiert: Um die Leistungen der
Familien für die Nachwuchssicherung in quantitati-
ver wie qualitativer Hinsicht zu verbessern, wird
der Politik angesonnen, die zeitlichen, finanziellen
und infrastrukturellen Optionen der Familien zu
vergrößern, um ihnen auf diese Weise eine bessere
Erfüllung der zumeist ja durchaus intrinsisch moti-
viert übernommenen Aufgaben zu ermöglichen.
Die Darstellung dieser Aufgaben erhält überdies ei-
nen neuen Akzent durch die Betonung von „Care“,
als zuwendender Fürsorge für Kinder wie für hilfe-
bedürftige Alte. Diese zeitaufwendige Leistung von
Familienangehörigen gerät ebenso wie der Wunsch
nach flexibler Koordination unterschiedlicher Le-
bensbereiche in „Deutschland aufgrund seiner sehr
spezifischen Institutionenpraktiken“ unter den
Druck eines „hart gerahmten Lebenslaufregimes“,
das „zur Irreversibilität einmal getroffener Ent-
scheidungen beiträgt“ (102).
In der Perspektive des Siebten Familienberichts rü-
cken die Gestaltung des familialen Alltags und die
Rolle generativer Entscheidungen im Lebenslauf ins
Zentrum der familienpolitischen Reflexion und da-
mit auch die Ebene der beabsichtigten Wirkungen
politischer Maßnahmen.6 Die meist allein an den
Prioritäten der politischen Tagesordnung orientier-
ten Überlegungen zu Einzelmaßnahmen erhalten
hier einen doppelten Referenzrahmen, in dem über
ihr wechselseitiges Verhältnis diskutiert werden
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tieft. Es kommt vor allem auf ein „stimmiges Gefüge von
Familie und Beruf beider Eltern“, aber auch auf die „Par-
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kann. Wirkungshypothesen erhalten einen Bezugs-
punkt, der den Erfahrungen und Entscheidungsprob-
lemen junger Menschen nahe kommt, familienpoli-
tische Argumentationen erhalten einen
systematischen lebensweltlichen Bezug.
Damit ist natürlich noch nichts über die tatsäch-
liche Wirksamkeit einer bestimmten Familienpoli-
tik gesagt, hierzu bedürfte es entsprechender empi-
rischer Untersuchungen. Aber der inzwischen
gewachsene sozialwissenschaftliche Kenntnisstand
schlägt sich nun in einer angemesseneren Heuristik
der praktischen Probleme nieder.
Es gäbe im Übrigen noch viel Gutes über den Sieb-
ten Familienbericht zu sagen, beispielsweise zur
passgenauen interdisziplinären Zusammenarbeit.
Nicht nur in analytischer, sondern auch in inhalt-
licher Hinsicht ist der Bericht der Sachverständigen
dem ebenfalls gewachsenen familienpolitischen Be-
wusstsein einige Schritte voraus. Genau dies ist die
Aufgabe der Sozialwissenschaften mit Bezug auf ge-
sellschaftliche Praxis.
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